
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
03.08.2021 

 
 
 

Bürgermeisterin Simone Rürup eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße 
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 

Bürgermeisterin Rürup bittet die anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörer Fragen an 
die Verwaltung zu stellen.  
 

Ein Vertreter der Narrenzunft Raspler erkundigt sich, ob ein entsprechendes 
Schallgutachten für den Dorfplatz im Hinblick auf das neue Gebäude (Ärztehaus) 
bereits in Auftrag gegeben wurde bzw. wie das Ergebnis aussieht. Bürgermeisterin 

Rürup bemerkt, dass der Verwaltung das Ergebnis dieses Gutachtens vorliegt und 
dem Gremium in der anschließenden nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung 
vorgestellt wird. Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Neubau zu 

keinem KO-Kriterium für die Schenk-Konrad-Halle führt.  
 
 

 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 

In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 

berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 

Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 06. Juli 2021 sind keine 
Beschlüsse bekannt zu geben. 
  
 
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 



 

Bürgermeisterin Rürup gibt folgendes bekannt. 
 
a) Corona 

 
Direkt vor den Sommerferien wurde 1 Schüler der Klosterwiesenschule positiv 
auf das Virus getestet.  

 
Die Inzidenz im Landkreis Ravensburg beträgt 9,1 (Stand 02.08.2021), die 
Inzidenz in Baden Württemberg beträgt 14,5 (Stand 02.08.2021) und die Inzidenz 

im Bundesgebiet beträgt 17,9 (Stand 03.08.2021).  
 
 

b) Förderprogramm Klimapass 
 
Die Gemeinde Baindt wurde in dieses Förderprogramm aufgenommen. In 

diesem Programm werden kommunale Nicht-Wohngebäude auf Eignung zur 
Dachbegrünung mit Potenzialermittlung, Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, CO2-
Einsparung beleuchtet. Des Weiteren plant die Gemeinde eine kommunale 

Infoveranstaltung zum Thema „Grüne und klimaneutrale Entwicklungsplanung“ 
am Beispiel von Gewerbegebieten sowie Entwicklung von Kriterien für 
klimaneutrale Neubaugebiete (privatrechtliche Verträge beim 

Grundstücksverkauf). Die Kosten werden bis zu 80 % von der Förderung mit max. 
3.840 € abgedeckt. Es handelt sich dabei um eine Erstberatung. Die 
Untersuchung der Gebäude soll lt. Angebot der Energieagentur bis Ende Oktober 

2021 bzw. bei der kommunalen Infoveranstaltung Ende Januar 2022 
abgeschlossen sein. 
 

 
c) CO2-Messgeräte 

 

Die Gemeinde Baindt hat 20 CO2-Messgeräte beschafft. Vom Kauf von mobilen 
Luftfiltern wird abgesehen. Klassenzimmer und Gruppenräume im Kindergarten 
können alle gelüftet werden, bei der Schulsanierung wird diese Problematik 

berücksichtigt.  
 
 

 

TOP 04 Zustimmung zur Wahl des Feuerwehrkommandanten und des 
stellvertretenden Feuerwehrkommandanten 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
In der Hauptversammlung der Feuerwehr am 23. Juli 2021 wählten die aktiven 
Angehörigen der Gemeindefeuerwehr den ehrenamtlich tätigen 
Feuerwehrkommandanten und seinen Stellvertreter in geheimer Wahl. 
 



Nach der Feuerwehrsatzung wird der Feuerwehrkommandant und sein Stellvertreter 
auf die Dauer von 5 Jahren gewählt (§ 10 Abs. 2 Feuerwehrsatzung). 
 
Zum Feuerwehrkommandant wurde Herr Roland Bucher gewählt. 
 
Zum stellvertretenden Feuerwehrkommandant wurde Herr Markus Striegel 
gewählt. 
 
Nach § 10 Abs. 5 der Feuerwehrsatzung werden der Feuerwehrkommandant und sein 
Stellvertreter nach der Wahl und nach Zustimmung durch den Gemeinderat von 
der Bürgermeisterin bestellt. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Wahl von Herrn Roland Bucher zum Feuerwehrkommandanten und der Wahl von 
Herrn Markus Striegel zum stellvertretenden Feuerwehrkommandanten wird 
zugestimmt. 
 
 
 

TOP 05 Bebauungsplan "Fischerareal"  Aufstellungsbeschluss sowie  Billigungs- 
und Auslegungsbeschluss 

 
 

Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
In der Sitzung vom 12.01.2021 wurde vom Gemeinderat der Aufstellungsbeschluss zur 

Änderung der beiden Bebauungspläne Fischerareal Wohnen und Fischerareal 
Mischgebiet gefasst. Der Geltungsbereich der Bebauungspläne umfasst die Flst. 19, 52, 
53 , 53/1, 55, 55/8, 55/2, 55/7, 56/3, 87 (Teilfläche) und 575/2 (Teilfläche), sowie die Flst. 

51, 51/1, 58/4 (Teilfläche). 
 
Die Überplanung der Bebauungspläne ist nötig, da für das städtebauliche Konzept der 

Architekten Gauggel und Gütschow aus Tübingen Änderungen am Festsetzungskonzept 
und den örtlichen Bauvorschriften umgesetzt werden müssen, um damit die Schaffung 
ausreichenden Wohnraumes für die ortsansässige Bevölkerung auch langfristig 

sicherzustellen. 
 
Bei der frühzeitigen Behördenbeteiligung wurde abgeklärt, dass beide Bebauungspläne 

zusammengelegt werden können und somit nur noch ein Bebauungsplan „Fischerareal“ 
weiter bearbeitet werden muss. Es ist deshalb erforderlich, dass ein 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Fischerareal“ gefasst wird. 

  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Fischerareal“ wurde durch die 
Herausnahme des Flst. 51/1 geändert.  

 
In Abstimmung mit allen Fachplanern hat das Planungsbüro Sieber Consult den 
städtebaulichen Entwurf in einen Bebauungsplanentwurf umgesetzt. 



 

Bis zum 27.08.2021 wird der Öffentlichkeit Gelegenheit gegeben, sich über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu 
unterrichten. 

Anschließend soll mit dem vorliegenden Entwurf die öffentliche Auslegung, sowie die 
Anhörung der Behörden und der Träger öffentlicher Belange erfolgen. 
 

 
Beschluss: 

 

1. Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan "Fischerareal" 
(Zusammenlegung der Bebauungspläne "Wohnen Fischerareal" sowie 
"Mischgebiet Fischerareal") mit 12. Änderung des Bebauungsplanes 

"Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt beschließt die Aufstellung des 
Bebauungsplanes "Fischerareal" (Zusammenlegung der Bebauungspläne "Wohnen 

Fischerareal" sowie "Mischgebiet Fischerareal") mit 12. Änderung des 
Bebauungsplanes "Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
(Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). Gemäß § 13a 

BauGB wird der Bebauungsplan "Fischerareal" (Zusammenlegung der 
Bebauungspläne "Wohnen Fischerareal" sowie "Mischgebiet Fischerareal") mit 
12. Änderung des Bebauungsplanes "Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften 

hierzu im sog. beschleunigten Verfahren aufgestellt. Der räumliche Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes wird aus dem beiliegenden Lageplan (maßstabslos) ersichtlich. 
Folgende Grundstücke befinden sich innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches: 

Fl.-Nrn. 19, 52, 53, 53/1 (Teilfläche), 55, 55/2, 55/7, 55/8, 55/9, 56/3, 56/4 (Teilfläche), 
58/4 (Teilfläche), 87 (Teilfläche), 206/4 (Teilfläche) und 575/2 (Teilfläche). 

Erfordernis und Ziele der Planung:  

− Änderung des Festsetzungskonzeptes und der örtlichen Bauvorschriften, um die 
Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes der Architekten Hrn. Gütschow und 

Hrn. Gauggel aus Tübingen realisieren zu können und damit die Schaffung 
ausreichenden Wohnraumes für die ortsansässige Bevölkerung auch langfristig 

sicherzustellen 

− Berücksichtigung bestehender Strukturen und angrenzender Nutzungen im 

Rahmen der planerischen Feinsteuerungen 

− Vermeidung oder Minimierung von Nutzungskonflikten 

 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird von einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 
BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB sowie der Angabe nach § 3 

Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
sowie von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
abgesehen.  



Eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich.  

Im Rathaus der Gemeinde Baindt (Marsweilerstraße 4, 88255 Baindt), Zimmer 4.2 wird 
der Öffentlichkeit während der allgemeinen Öffnungszeiten Gelegenheit gegeben, sich 
gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 

wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten (Hinweis: Die allgemeinen 
Öffnungszeiten sind jeweils von Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 
Freitag von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr und zusätzlich Montag und Donnerstag von 14.00 

Uhr bis 16.00 Uhr und Dienstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr).   Es besteht bis zum 
27.08.2021 die Gelegenheit zur frühzeitigen Äußerung.  

Aufgrund der aktuellen Situation ist der Haupteingang des Rathauses voraussichtlich 
nicht über den gesamten oben genannten Zeitraum frei zugänglich. Es wird jedoch 

davon ausgegangen, dass der Dienstbetrieb der Gemeindeverwaltung über diesen 
Zeitraum aufrechterhalten bleibt, so dass der Einlass ins Rathaus nach vorheriger 
terminlicher Absprache mit den Mitarbeitern der Abteilung Bauverwaltung der 

Gemeinde Baindt unter der Tel.Nr.07502940651 oder per Email p.jeske@baindt.de 
möglich ist. 

Bei Unterrichtung im Rathaus bitten wir folgendes zu beachten: Kommen Sie nur in 
Begleitung von Personen ihres eigenen Haushaltes. Beim Betreten des Rathauses 

muss ein Mund-Nase-Schutz getragen werden. Auf das Einhalten eines 
Mindestabstands von 1,50 m zu anderen Personen, ist zu achten. 

Weitere Informationen können von den Bürgern durch das Beiwohnen an den 
öffentlichen Gemeinderats-Sitzungen eingeholt werden. Im Rahmen der noch 

durchzuführenden öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB können 
Stellungnahmen zur Planung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abgegeben 
werden. Hierzu erfolgt jeweils noch eine gesonderte ortsübliche öffentliche 

Bekanntmachung. 

Hinweise: Der Aufstellungsbeschluss hat keine direkte Auswirkung auf die 
Bebaubarkeit oder Nutzbarkeit von Grundstücken. Der räumliche Geltungsbereich 
kann sich im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ändern.  

 

 
2. Billigungs- und Auslegungsbeschluss Bebauungsplan "Fischerareal" 

(Zusammenlegung der Bebauungspläne "Wohnen Fischerareal" sowie 

"Mischgebiet Fischerareal") mit 12. Änderung des Bebauungsplanes "Innere 
Breite" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt billigt den Entwurf zum Bebauungsplan 

"Fischerareal" (Zusammenlegung der Bebauungspläne "Wohnen Fischerareal" sowie 
"Mischgebiet Fischerareal") mit 12. Änderung des Bebauungsplanes "Innere Breite" 
und die örtlichen Bauvorschriften hierzu in der Fassung vom 15.07.2021.  

Mit diesem Entwurf ist die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und die 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB durchzuführen.  

mailto:p.jeske@baindt.de


 

 
 

TOP 06 Bericht aus der Bürgerwerkstatt "Gestaltung des Dorfplatzes und der 
Ortsmitte“ am Samstag 24.07.2021 
- mündlicher Bericht 

 
 
 
Die Architekten Gauggel und Gütschow sowie der Stadtplaner Herr Buff und der 

Landschaftsarchitekt Herr Seng stellen ausführlich das Ergebnis aus der 
Bürgerwerkstatt am 24.07.2021 vor.  
 
 
 

TOP 07 Parken in der Ortsmitte 
- Ergebnis der Umfrage zur Parksituation am Dorfplatz 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
Vergangenheit: 
Zum Zeitpunkt der Genehmigung der Schenk-Konrad-Halle (1985) und des Gebäudes 
„Am Dorfplatz 1“ (1989) war der Kreisverkehr und der Dorfplatz in seiner jetzigen 
Gestalt noch nicht angelegt.  

 
Für die Schenk- Konrad-Halle, inclusive der Gaststätte „Zur Mühle“, wurden von Seiten 
der Baurechtsbehörde 78 Stellplätze gefordert, davon drei bis vier 

Behindertenparkplätze. Auflage war 45 Parkplätze im Klosterhof anzulegen und 33 
Parkplätze im Rahmen der Ortskernsanierung nachzuweisen und funktionstüchtig 
anzulegen. 

 
Für das Gebäude am Dorfplatz 1 wurden 4 Stellplätze (für Wohnungen) bei der 
Gemeinde abgelöst. Alle anderen Stellplätze sind entweder in der Tiefgarage, hinter 

dem Gebäude oder an der Straße „Am Dorfplatz“ vorhanden. Die 
Tiefgaragenstellplätze mussten laut Baugenehmigung jederzeit für den 
Besucherverkehr ungehindert anfahrbar sein und durften nicht abgesperrt werden. 

Hierauf wurde Einspruch erhoben mit dem Ergebnis, dass die Tiefgarage nun von 1.00 
Uhr bis 6.30 Uhr geschlossen werden darf. 
 

Für das Gebäude „Am Dorfplatz 2/1“ hat das Landratsamt eine Befreiung von der 
Stellplatzpflicht für acht Stellplätze erteilt. Öffentliche Stellplätze wurden nicht 
ausgewiesen.   

 
Die Ist-Situation der vorhandenen Parkplätze stellt sich, wie folgt, dar: 
Klosterhof:   45 Stellplätze  

Dorfplatz:    55 Stellplätze 



Mühle:                  4 Stellplätze           74 Stellplätze im Bereich Dorfplatz 

„Am Dorfplatz“:  15 Stellplätze 
 
Erhebung der parkenden Fahrzeuge 2020: 

Im Dezember 2020 wurde von der Gemeindeverwaltung eine Erhebung der parkenden 
Autos auf dem Dorfplatz vorgenommen. Erfasst wurden die Fahrzeuge im Bereich des 
Dorfplatzes sowie auf dem Parkplatz zwischen dem großen Parkplatz und dem CAP-

Markt ebenso die Fahrzeuge auf den Parkplätzen vor der Gaststätte „Zur Mühle“.   
 
Im Schnitt wurden hier 53 parkende Autos am Tag erfasst. Morgens im Durchschnitt 

23 PKW´s, mittags 35 PKW´s sowie abends 25 PKWs. Im Schnitt wurden 9 
Dauerparker (morgens, mittags und abends erfasst) am Tag gezählt. Zusätzlich 12 
Langzeitparker (zweimal am Tag erfasst) und 34 Kurzeitparker (einmal erfasst).  

 
 
Befragung der Parkenden 2021: 

Über einen Zeitraum von ca. 4 Wochen (von Mitte Februar bis Mitte April wetterbedingt 
mit Unterbrechungen) wurde von der Gemeindeverwaltung der Fragebogen (siehe 
Anlage) werktags zu unterschiedlichen Uhrzeiten an die parkenden Autos auf dem 

Parkplatz in der Ortsmitte verteilt. Insgesamt wurde der Fragebogen an circa. 180 
Autos bzw. Personen verteilt. Wir haben insgesamt 55 ausgefüllte Fragebögen 
zurückbekommen, d.h. einen Rücklauf von circa. 30 %.  
 
 
Ergebnis der Befragung: 
Allgemeine Anmerkungen aus dem Fragebogen: 

• alternative Parkplätze 

o Schulparkplatz geht für manche aufgrund der Höhenbegrenzung nicht 

o Klosterhof geht für manche nicht, da dieser zu klein sei 

o Alternativen seien für manche zu weit weg (am Zielort der Fahrt sollte 

idealerweise geparkt werden können) 

o für Arzttermine sind kurze Strecken notwendig 

o ungern, wenn man Pakete oder Einkäufe dabei hat 

• Anmerkung zur Begrenzung: mindestens 2 Stunden bzw. eher 3 Stunden sind 

für einen Friseurbesuch notwendig 

 
Frage Nr.1:  
Die Befragten parken überwiegend werktags auf dem Parkplatz. Jedoch könnte dies 
durch die Corona-Pandemie und die Zeiten der Verteilung der Fragebögen (werktags) 
beeinflusst sein. Die höchste Auslastung ergibt sich am Montag und Mittwoch.  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Frage Nr. 2: 
Bei dieser Frage wurden teilweise mehrere Antwortmöglichkeiten ausgewählt. 
Insgesamt parken aber über 50 % (32 Personen) tagsüber auf dem Parkplatz. Jedoch 
parken mehrere Personen nur bis zu 30 Minuten bzw. 2 Stunden auf dem Parkplatz.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Frage Nr. 3: 
Über 50 % der Personen fahren den Parkplatz einmal am Tag an, über 20 % fahren 
mehrmals am Tag auf den Parkplatz.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Frage Nr. 4: 
Knapp 55 % der Teilnehmenden kommen aus Baindt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Frage Nr. 5: 
Bei dieser Frage war eine Mehrfachauswahl möglich. Die meisten Personen parken 
auf dem Parkplatz, um zu arbeiten und einkaufen zu gehen sowie um Arztbesuche zu 
erledigen und ins Rathaus zu gehen. Unter Sonstiges wurde oftmals die 
Physiotherapie genannt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Frage Nr. 6:  
Von den 55 Teilnehmenden haben 33 Personen die Frage 6 beantwortet, d.h. 60 % 
können sich grundsätzlich vorstellen auf einem alternativen Parkplatz zu parken. Von 
diesen 33 Personen kann sich die Hälfte vorstellen im Klosterhof zu parken. Unter den 
Sonstigen wurden hauptsächlich der Parkplatz hinter dem Rathaus genannt. 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Frage Nr. 7: 
Lediglich 4 Personen bzw. 8 % nutzen von den 55 teilnehmen Personen den Parkplatz 
in der Ortsmitte als einen „Park and Ride“-Platz. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Frage Nr. 8: 
47 Personen haben diese Frage beantwortet. Von diesen würden 60 % den Parkplatz 
auch bei einer Begrenzung weiterhin nutzen. Nur 40 % würden den Parkplatz nicht 
mehr nutzen. Mehrmals war die Rückmeldung bei dieser Frage, dass sich die 
Bürgerinnen und Bürger eine Begrenzung von 3 Stunden wünschen würden, 2 
Stunden sei vor allem bei einem Friseurbesuch zu knapp.  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Fazit: 
Insgesamt ist festzuhalten, dass ein häufiger Wechsel der Parker auf den Parkplätzen 
vor dem CAP-Markt stattfindet und dort vor allem geparkt wird, um einzukaufen.  
 
Im Bereich des großen Parkplatzes wird häufig geparkt um zum Physiotherapeuten zu 
gehen, den Arzt zu besuchen oder um zum Arbeiten zu gehen, in diesem Fall wird das 
Fahrzeug den ganzen Tag am Dorfplatz geparkt. Mindestens 10 Personen parken den 
ganzen Tag am Dorfplatz. Darüber hinaus parken fast die Hälfte der Befragten weniger 
als eine halbe Stunde am Dorfplatz.  
 
Wenn auch gerne auf dem großen Parkplatz in der Ortsmitte geparkt wird, können sich 
die dort Parkenden gut vorstellen, ihr Fahrzeug künftig auf einem anderen Parkplatz 
in der Nähe abzustellen, sei es bspw. im Klosterhof oder im Bereich der Sporthalle. 
Weitere alternative Parkplätze rund um die Ortsmitte Baindt sind in der Anlage 1 
dargestellt.  
 
   
Beschlussvorschlag: 
 
Das Gremium nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis.  
 
 
 

Es ergeht folgender einstimmiger  
 
 

Beschluss: 
 
Das Gremium nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis.  
 
 
 

TOP 08 Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan "Spielmann, Kornblumen- 
,Fliederstraße" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 
 



Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 

 
Am 23.05.1972 wurde der Bebauungsplan „Marsweiler Spielmann I“ genehmigt. Bei 
der anschließenden Bebauung mit Wohngebäuden wurde den festgesetzten 

Baufeldern sehr wenig Beachtung geschenkt. Dies hat zur Folge, dass bei 
Erweiterungen oder auch neuer Bebauung nicht auf den Bebauungsplan 
zurückgegriffen werden kann.  

 
Durch die Umverlegung der alten B30 ist im Bereich der früheren Lärmschutzwälle 
eine zusätzliche Bebauung mit wenigen Häusern möglich. Dieser Weg der 

Nachverdichtung sollte von der Gemeinde eingeschlagen werden. 
 
Das Büro KrischPartner wurde mit der Änderung und Erweiterung des alten 

Bebauungsplanes „Marsweiler Spielmann I“ beauftragt und würde nach dem gefassten 
Aufstellungsbeschluss bereits im August mit einer Ortsbegehung und Erfassung der 
Bestandgebäude beginnen. 

 
 

Beschluss: 

 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Spielmann, Kornblumen-/ 
Fliederstraße” 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt beschließt die Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Spielmann, Kornblumen-/ Fliederstraße” und die örtlichen 

Bauvorschriften hierzu (Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB)). Gemäß § 13a BauGB wird der Bebauungsplan „Spielmann, Kornblumen-/ 
Fliederstraße” und die örtlichen Bauvorschriften hierzu im sog. beschleunigten 

Verfahren aufgestellt. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus 
dem beiliegenden Lageplan ersichtlich. Das Planungsgebiet befindet sich im Norden 
der Gemeinde Baindt und umfasst Bereiche der bestehenden Baugebiete „Spielmann 

I” und „Im Spielmann”. Zum Planungsgebiet gehören die bestehenden und 
überwiegend bebauten Grundstücke in der Kornblumenstraße sowie in Teilen der 
Rosen-, Veilchen- und Fliederstraße. Der an die Kornblumenstraße anschließende 

Abschnitt der ehemaligen Trasse der B 30 wird ebenfalls in das Planungsgebiet 
einbezogen. 
 

Erfordernis und Ziele der Planung: 
 
- Überprüfung und Anpassung des derzeit geltenden Planungsrechts vor dem 

Hintergrund der tatsächlich umgesetzten Bebauung und einer sinnvollen 
Fortentwicklung der Grundstücke 
- Bauliche Nachverdichtung im Bereich noch unbebauter Flächen in der 

Kornblumenstraße im Übergang zur ehemaligen Trasse der B 30 im Sinne der 
Innenentwicklung und damit bessere Ausnutzung der dort bereits vorhandenen 
Erschließung  

-Arrondierung des bestehenden Baugebietes und Gestaltung eines dauerhaften 
Ortsrandes entlang der ehemaligen Trasse der B 30  



-Gestaltung der ehemaligen Trasse der B 30 als dauerhafte und ökologisch 

hochwertige Grünfläche und damit Fortenwicklung als Grünzug von 
gesamtgemeindlicher Bedeutung 
 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird von einer Umweltprüfung  gem. § 2 Abs. 4 
BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB sowie der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche  Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 

sowie von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
abgesehen. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich. 

 
Im Rathaus der Gemeinde Baindt (Marsweilerstraße 4, 88255 Baindt), Zimmer 4.2 wird 
der Öffentlichkeit während der allgemeinen Öffnungszeiten Gelegenheit gegeben, sich 

gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten (Hinweis: Die allgemeinen 
Öffnungszeiten sind jeweils von Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 

Freitag von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr und zusätzlich Montag und Donnerstag von 14.00 
Uhr bis 16.00 Uhr und Dienstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr).   Es besteht bis zum 
20.08.2021 die Gelegenheit zur frühzeitigen Äußerung.  

Aufgrund der aktuellen Situation ist der Haupteingang des Rathauses voraussichtlich 
nicht über den gesamten oben genannten Zeitraum frei zugänglich. Es wird jedoch 
davon ausgegangen, dass der Dienstbetrieb der Gemeindeverwaltung über diesen 

Zeitraum aufrechterhalten bleibt, so dass der Einlass ins Rathaus nach vorheriger 
terminlicher Absprache mit den Mitarbeitern der Abteilung Bauverwaltung der 
Gemeinde Baindt unter der Tel.Nr.07502940651 oder per Email p.jeske@baindt.de 

möglich ist. 
Bei Unterrichtung im Rathaus bitten wir folgendes zu beachten: Kommen Sie nur in 
Begleitung von Personen ihres eigenen Haushaltes. Beim Betreten des Rathauses 

muss ein Mund-Nase-Schutz getragen werden. Auf das Einhalten eines 
Mindestabstands von 1,50 m zu anderen Personen, ist zu achten. 

Weitere Informationen können von den Bürgern durch das Beiwohnen an den 
öffentlichen Gemeinderats-Sitzungen eingeholt werden. Im Rahmen der noch 

durchzuführenden öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB können 
Stellungnahmen zur Planung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abgegeben 
werden. Hierzu erfolgt jeweils noch eine gesonderte ortsübliche öffentliche 

Bekanntmachung. 

Hinweise: Der Aufstellungsbeschluss hat keine direkte Auswirkung auf die 
Bebaubarkeit oder Nutzbarkeit von Grundstücken. Der räumliche Geltungsbereich 
kann sich im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ändern.  

 

 
 

TOP 09 Sachstand verbleibende FTTB-Breitbandausbautrassen in Baindt  

 
 
Kämmerer Abele teilt mit: 

mailto:p.jeske@baindt.de


 

Wie bereits am 03. November 2020 berichtet, hat die Gemeinde Baindt einen 
Bewilligungsbescheid der Breitband-Förderung des Bundes in Höhe von 3.281 Mio. 
Euro (50% des Antragsvolumen) über den Zweckverband Breitbandversorgung 

erhalten. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur unterstützt den 
Breitbandausbau im Landkreis Ravensburg weiterhin kräftig.  
Mit einer Bundesförderung in Höhe von 50 Prozent und einem Landeszuschuss 

Baden-Württembergs von 40 Prozent können die Kommunen mit einem Eigenanteil 
von nur 10 Prozent der Kosten ihre Gemeinde mit Glasfaser fit für die Zukunft machen 
und sich an das Gigabit-Netzwerk anschließen lassen. 

 
Ein geförderter kommunaler Breitbandausbau wird dort gefördert, wo Marktversagen 
vorherrscht, dies trifft ein sobald die Aufgreifschwelle von 30 Mbit/s entsprechend den 

Rückmeldungen im Markterkundungsverfahren nicht gewährleistet ist und diesen 
Gebieten bzw. Standorten die erforderliche erhöhte Versorgung nicht garantiert 
werden kann.  

 
Im Nachgang musste der Zweckverband Breitbandversorgung von der ermittelten 
Datengrundlage der externen Firma Corwese bei genauerer Überprüfung Abstand 

nehmen. Es wurden im ersten Schritt auch Anschlusspunkte (Stromverteiler, 
Nebengebäude (Schuppen, Ställe), Garagen) erfasst, welche keinen 
Telefonanschluss hatten. Der Zweckverband wird hierzu noch in der Gemeinde-

ratssitzung Stellung beziehen. Die restlichen Trassen bzw. Gebiete sind mit über 30 
Mbits über NetCom BW, Teledata, Vodafone oder Telekom versorgt. 
 

Im Übersichtsplan sind die möglichen förderfähig zu bauenden Trassen rot 
gekennzeichnet. Die Bestandstrassen sind gelb markiert. Der vom Bauamt 
ausgewählte POP-Standort ist ebenfalls aufgeführt. Dieser soll laut dem 

Übersichtsplan dort bei der Boschstraße aufgestellt werden. Er wird vermutlich 
aufgrund Ausfahrtswinkel und bestehender Wasserleitung noch etwas nach Norden 
und nach Westen geschoben werden. 

 
Neben der Förderung des Bundes in Höhe von 50 % der zuwendungsfähigen 
Ausgaben gewährt das Land Baden-Württemberg zusätzlich eine Förderung nach der 

VwV Breitbandmitfinanzierung in Höhe von 40 % der vom Bund festgestellten 
zuwendungsfähigen Ausgaben. Den Kofinanzierungs-Antrag hat der Zweckverband 
Breitbandversorgung am 30.11.2020 beim Innenministerium eingereicht. Mit einer 

schnellen Bewilligung ist jedoch nicht zu rechnen, da nach momentaner Aussage des 
Innenministeriums erst mit einer Bewilligung zu Baubeginn gerechnet werden kann. 
 
Der Zweckverband Breitbandversorgung sollte die abgespeckten Trassen auf den 
Weg bringen. Die lange Trasse für die Versorgung der weißen Flecken von 
Grünenberg und Stöcklis sowie die Trasse zum Stützpunkt des Forstes (ca.1.500 m) 
ist fraglich. Der Zweckverband Breitbandversorgung weist uns darauf hin, dass eine 
weiße Fleckenförderung anschließend nicht mehr möglich ist.  
 
 

Beschluss: 
 



1. Der Gemeinderat stimmt dem Ausbauvorschlag zu. Die Trassen zum Forst bzw. 

von Stöcklis Richtung Hof Schellhorn sollen ebenfalls gebaut werden.  
 
2. Der Gemeinderat stimmt dem aufgeführten POP-Standort zu.  

 
 
 

TOP 10 Entscheidung über die Art der erneuerbaren Energie zur Ergänzung des 
Nahwärmenetzes 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 

Ausgangssituation: 
• Erdgasbetriebene, wärmegeführte Blockheizkraftwerke mit Eigenstromnutzung im   
  Schulgebäude  

• Einbau von neuen und größeren Gaskesseln zur Spitzenlastabdeckung 
• Versorgung der kommunalen Liegenschaften  
- Schule, Sporthalle, Kindergarten Sonne, Mond und Sterne 

- Schenk-Konrad-Halle 
- Rathaus 
- Asyl- und Obdachlosenunterkunft Boschstraße 1/7 

• Versorgung von privaten Liegenschaften: Hausmeisterwohnung, Dorfplatz 1 und 2/1, 
Wohnen am Schafbrunnen. Ab 2021 Lebensmittelmarkt Feneberg. 
 

Technische Daten BHKW 1  Technische Daten BHKW 2 
Hersteller KW Energie   Hersteller KW Energie 
Baujahr 2014    Baujahr 2016 

el. Leistung 33 kW    el. Leistung 33 kW 
th. Leistung 71,6 kW   th. Leistung 71,6 kW 
 

Gesamtwärmeleistung 790 kW, Pufferspeicher Wasserinhalt 16 m³ 
 
Technische Daten Leitungsnetz: 

Baujahr 2014 
Leitungslänge (Trasse) 609 m 
angeschlossene Leistung 1131 kW 

Schule 385 kW, Hausmeisterwohnung 15 kW, Rathaus 60 kW 
Schenk-Konrad-Halle 290 kW, Dorfplatz 2/1 106 kW, Dorfplatz Gewerbe 71 kW 
Dorfplatz Privat 49 kW, Schafsbrunnen 130 kW, Varia Home 25 kW 

 
Energetische Bewertung: 
Das Schulareal (Schule, Sporthalle, Kindergarten, Asylkomplex) ist mit rund 620 MWh 

größter Einzelverbraucher der Fernwärmeversorgung und hatte insgesamt einen 
Strombedarf von rund 191 MWh. 



Ende 2024 ist das erste Gasblockheizkraftwerk (Inbetriebnahmedatum 01.09.2014 – 

AfA 10 Jahre) abgeschrieben. Das zweite BHKW ist Ende 2026 abgeschrieben 
(Inbetriebnahmedatum 01.07.2016). 
 

Im Fischerareal wird ein modernes, energetisch effizientes Wohnquartier entstehen. 
Die errichteten Gebäude werden aller Wahrscheinlichkeit nach aufgrund hoher 
Fördermittel durch die KFW im KFW Effizienzhausstandard errichtet werden. Um 

diesen Standard erreichen zu können ist es notwendig, dass die Wärmeversorgung 
größtenteils regenerativ erfolgt. Durch den aktuellen Energiemix kann ein 
Effizienzhaus Niveau kaum realisiert werden. 

 
Um für die Nahwärmenetzerweiterung Fördergelder beantragen zu können, ist es 
ebenfalls notwendig einen größeren Anteil an regenerativer Wärme bereitstellen zu 

können. Eine reine Energieversorgung aus erdgasbetriebenen Blockheizkraftwerken 
mit Gasspitzenlastkesseln reicht hierfür nicht aus. 
 

Bei der Schulsanierung sind ebenfalls erhöhte Fördergelder durch die KFW zu 
erhalten, wenn erneuerbare Energien für Heizwärme und Strom eingesetzt werden. 
 

Der Gemeinderat hat bereits in der Aprilsitzung entschieden, dass das bestehende 
Wärmenetz durch einen regenerativen Energieträger ergänzt werden soll. 
 

Für eine Einbindung von regenerativen Energien in die bestehende 
Energieversorgung gibt es folgende mögliche Varianten: 
 

▪ Wärmeversorgung mittels eines Hackschnitzelkessels an einem neuen Standort 
o Eigenes Gebäude mit Anlagentechnik wäre nötig 
o Anbindung an das bestehende Leitungsnetz möglich 

o Andienung des Hackgutes möglich 
o Kosten Gebäude mit Anlagentechnik: ca. 1,2-1,5 mio € (Technikausführung) 
o Voraussichtlicher Zuschuss für die Anlagentechnik 20-25% 

 
▪ Wärmeversorgung mittels eines Holzpelletskessels - Standort „Rotes Gebäude“ 

Technik im Untergeschoss und unterirdisch eingebaute Pellet-Bunker 

o Vorhandener Abstellraum kann als Technikraum genutzt werden 
o Bestehende Anlagentechnik kann sehr gut erweitert werden 
o Anbindung an das bestehende Leitungsnetz gut 

o Andienung der Pellets gut möglich 
o Kosten im Gebäude mit Aussenlager ca. 600-700 T € 
o Voraussichtlicher Zuschuss für die Anlagentechnik 20-25% 

 
Eine regenerative Heizung mit Pellets in das rote Gebäude erscheint  am Sinnvollsten. 
Die Investitionsmehrkosten in die Hackschnitzelanlage sowie die bedeutend höheren 

Betriebsaufwendungen gegenüber Pellets werden durch den günstigeren Bezugspreis 
nicht kompensiert. 
 



Im Rahmen der Erweiterung wird die Möglichkeit geschaffen, zukünftig eventuell zur 

Verfügung stehende Abwärme / regenerative Wärme von benachbarten Landwirten 
als Ergänzung in das Netz einspeisen zu können. 
 

Für die Ausführung der Arbeiten sollten die Sommerferien 2022 gewählt werden, da 
anschließend der Umbau des blauen Gebäudes der Klosterwiesenschule geplant ist.  
 

 
Beschluss: 

 

Das Ingenieurbüro Kirchner Energie GmbH wird mit der Planung und der 
Ausschreibung der Variante Pelletheizung inklusiv Solarthermieanlage auf dem Roten 
Gebäude beauftragt.  

 
 
 

TOP 11 Sachstand Geh- und Radweg 3. Bauabschnitt Sulpach Richtung 
Mochenwangen 

 
 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 

Es sind folgende Abschnitte vorgesehen: 
 

• Abschnitt Hasenweg – Bampfen  

• Abschnitt Bampfen – Hirschstraße 

• Abschnitt Hirschstraße – Kümmerazhofer Weg (Förderung nur als Gehweg) 

• Abschnitt Kümmerazhofer Weg – Brücke B 30 

• Abschnitt unter Brücke B 30 

• Abschnitt Brücke B 30 – Anschluss Hof Germann 
 
Die Gemeinde beabsichtigt entlang der Sulpacher Straße die Fortführung des Geh- 
und Radweges zwischen der Abzweigung Hasenweg und Einmündung Hirschstraße 

zu realisieren. Auf Grund der engen Platzverhältnisse und fehlendem Grunderwerb 
soll von der Hischstraße bis zum Kümmerazhofer Weg der Neubau eines Gehweges 
mit einem Benutzungsrecht für Radfahrer (Zeichen 1022-10) erfolgen.  

 
In den Jahren 2014 bis 2016 hat die Gemeinde Baindt bereits die Bauabschnitte 1a 
und 1b sowie den Bauabschnitt 2 von Baindt bis nach Sulpach bis zur Abzweigung 

Hasenweg realisiert. 
 
Es wurden von der Programmaufnahme bis zur Antragsstellung die Punkte  

 
• Altlasten westlich der Radwegbrücke, 
• Naturschutz: FFH Vorprüfung und Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung, 

• Bodenverwertungskonzept, 



• die Tragwerksplanung begonnen und  

• das Sicherheitsaudit abgeklärt. 
 
Es sollten mit der Aufarbeitung des Sicherheitsaudits alle Punkte aus dem Weg 

geräumt werden. Herr Fugel vom Straßenbauamt des Landkreises Ravensburg hat die 
Gemeinde in der Planung und im Dialog mit Straßenverkehrsbehörde, Polizei und 
Regierungspräsidium Tübingen tatkräftig unterstützt. 

 
Im Haushaltsplan sind auf S. 308 bzw. S. 310 400.000 € Zuschuss und 1,1 Mio. € 
Ausgaben (500.000 € und 600.000 €) vorgesehen. Bisher wurden 100.000 € 

Ausgleichsstock sowie 387.500 € über das Landesgemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz in der Programmaufnahme in Aussicht gestellt. 
 

Die Gemeindeverwaltung hofft auf diesen möglichen LGVFG-Zuschuss sowie auf 
einen weiteren Zuschuss aus dem Programm Stadt & Land, um die Ausgaben der 
aktuellen Kostenschätzung mit 1,4 Mio. € ausgleichen zu können. 

 
Die Gemeinde Baindt hat die Zielsetzung die Gemeinde fußgänger- und 
fahrradfreundlicher zu machen. Der Radverkehr soll im Rahmen einer nachhaltigen 

Verkehrspolitik, nicht nur in der Freizeit, sondern auch als Verkehrsmittel im Alltag 
aufgewertet werden. Das bestehende lückenhafte Radwegenetz soll attraktiver und 
sicherer gemacht und vor allem flächendeckend ausgebaut werden. Die Maßnahme 

ist im Rad- bzw. Fußverkehrskonzept "RadNETZ Baden-Württemberg" sowie im 
Radverkehrs- bzw. Fußverkehrskonzept des Landkreises Ravensburg als 
verkehrswichtig dargestellt worden. 

 
Mit dem Bau des 3. Bauabschnittes soll nun der teilweise Lückenschluss im 
Radwegenetz vom benachbarten Ortsteil Mochenwangen in Richtung Baindt/Baienfurt 

geschaffen werden. Darüber hinaus wird auch eine wichtige Radwegeverbindung für 
den überörtlichen Freizeitverkehr hergestellt. Mit dem Bau des Geh- und Radweges 
wird zudem eine Verknüpfung von Rad und ÖPNV geschaffen und ausgehend von der 

Einmündung Kümmerazhofer Weg, eine Verbindung vom Schussental in Richtung Bad 
Waldsee.  
  

Bei der Sulpacher Straße handelt es sich um eine Gemeindeverbindungsstraße, die 
als ehemalige Kreisstraße (K 7951) von Baindt in nord-, nordwestlicher Richtung durch 
die Teilorte Friesenhäusle und Sulpach bis zur Mochenwanger Straße (L 284) verläuft. 

Ein Großteil der Strecke liegt innerhalb des Ortsteiles Sulpach und ist auf 60 km/h 
beschränkt. Im Bereich der B30-Unterführung soll die Strecke auf 70 km/h beschränkt 
werden.  

 
Innerhalb der B30-Unterführung wird die Planung um eine zusätzliche passive 
Schutzeinrichtung (durchgehende Schutzblanke) zwischen Radweg und Fahrbahn, 

sowie auch auf der gegenüberliegenden Seite, ergänzt. 
 
 

Beschluss: 
 



1. Der Gemeinderat nimmt den Planungsstand des Geh- und Radweges BA III zur 

Kenntnis. 
 
2. Nach Eingang der Bewilligungsbescheide nach dem Landesgemeinde-

verkehrsfinanzierungsgesetz und Stadt & Land wird die Verwaltung beauftragt 
die Baumaßnahme auszuschreiben.  

 

 
 

TOP 12 Bauantrag für eine Überdachung des Sitzbereichs auf dem Flst. 13, 
Klosterhof 

 
 

Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 
Die Stiftung St. Franziskus beabsichtigt im Klosterhofgarten einen bestehenden 

Sitzplatz neu zu gestalten und zu überdachen. Ein Holzschuppen mit einer Fläche von 
ca. 8,5 m² soll in die Gesamtdachfläche von 41,4 m² integriert werden. Es ist geplant, 
dass das Gebäude ein flach geneigtes Pultdach mit einer Dachneigung von 3 % erhält. 

An der höchsten Stelle misst die Überdachung 2,92m. 
 
Das Vorhaben wird nach § 34 BauGB beurteilt. Hierbei handelt es sich um Vorhaben, 

die innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile erstellt werden sollen. 
 
Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, ist ein Vorhaben zulässig, wenn 

es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt werden. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 
werden. 
 

 
Beschluss: 

 

Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag wird erteilt. 
 
 

 

TOP 13 Bauantrag für den Umbau eines bestehenden Schuppens zum 
Bürogebäude mit Aufenthalts- und Sozialräumen auf dem Flst. 1199, 
Hirschstr. 200 

 
 

Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 



Der Bauherr beantragt den Umbau eines alten Schuppens und plant im Obergeschoss 

Büro- und Verwaltungsräume für die verschiedenen landwirtschaftlichen Betriebe und 
im Erdgeschoss Sozialräume für die Angestellten. Das bestehende Gebäude ist 
eingeschossig du soll ein zusätzliches Obergeschoss erhalten. Es ist geplant das 

Satteldach mit Abschleppung durch ein Pultdach mit einer Dachneigung von 10° zu 
ersetzen. 
 

Bei dem geplanten Bauvorhaben handelt es sich um ein nach § 35 Abs. 1 BauGB 
privilegiertes Bauvorhaben. 
 

Nach § 35 Abs.1 BauGB ist ein Bauvorhaben im Außenbereich zulässig, wenn 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist 
und wenn es einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen 

untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt. 
 
Nach § 35 Abs. 3 BauGB liegt eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange vor, wenn 

das Vorhaben 
1. den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht, 
2. den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere 

des Wasser-, Abfall- oder Immissionsschutzrechts, widerspricht, 
3. schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird, 
4. unwirtschaftliche Aufwendungen für Straßen oder andere Verkehrseinrichtungen, 

für Anlagen der Versorgung oder Entsorgung, für die Sicherheit oder Gesundheit 
oder für sonstige Aufgaben erfordert, 

5. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des 

Denkmalschutzes oder die natürliche Eigenart der Landschaft und ihren 
Erholungswert beeinträchtigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet, 

6. Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeinträchtigt, die Wasserwirt-

schaft oder den Hochwasserschutz gefährdet, 
7. die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten 

lässt oder 

8. die Funktionsfähigkeit von Funkstellen und Radaranlagen stört. 
 
Aus Sicht der Verwaltung sind die Vorgaben des § 35 Abs. 1 BauGB erfüllt und § 35 

Abs. 3 BauGB nicht beeinträchtigt.  
 
 

Beschluss: 
 

Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag wird vorbehaltlich der  Erfüllung des 

§ 35 Abs. 1 BauGB sowie § 15 Bundesimmissionsschutzgesetz erteilt. 
 
 
 

TOP 14 Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes   
1. Änderung  "Kiesgrubenstraße" für die Überschreitung der Baugrenze 
beim Neubau eines Mehrfamilienhauses auf Flst. 211/6, 
Kiesgrubenstraße 8 



 
 
Bauamtsleiterin Jeske trägt folgenden Sachverhalt vor: 

 
Auf dem Flst. 211/6 in der Kiesgrubenstraße soll ein Gebäude mit 8 Wohneinheiten, 8 
Garagen und 8 Stellplätzen entstehen. 

 
Das Grundstück liegt im Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Kiesgrubenstraße“ und das geplante Gebäude ist nach § 30 BauGB zu beurteilen. 

Das Wohngebäude ragt mit der nord-östlichen Hausecke 0,13m² über die Baugrenze 
hinaus. Die Garagen und Stellplätze dürfen auch außerhalb des Baufeldes errichtet 
werden. 

Die Grundflächenzahl von 0,4 wird mit dem geplanten Bauvorhaben nicht 
überschritten. 
 

Für die geringfügige Überschreitung der Baugrenze mit dem Wohngebäude ist eine 
Befreiung von den Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Kiesgrubenstraße erforderlich. 

 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 

werden und  
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder  

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde  

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit 

den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
Eine Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB kann aus Sicht der Verwaltung erteilt werden, 

da im Geltungsbereich des Bebauungsplanes keine weiteren Gebäude liegen und die 
Befreiung somit keine Auswirkungen auf andere Bauvorhaben hat. Durch die 
geringfügige Überschreitung sind die Grundzüge der Planung nicht berührt. Die 

Abweichung ist städtebaulich vertretbar.  
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB zu der erforderlichen Befreiung 

wegen Überschreitung der Baugrenze beim Bauantrag zum Neubau eines 
Mehrfamilienwohnhauses wird erteilt. 
 

 
 

TOP 15 Anfragen und Verschiedenes  

 
 



a) Aktueller Sachstand Schüler-/Bürgerbus 

 
Auf eine entsprechende Frage teilt Bürgermeisterin Rürup mit, dass der Schüler- 
und Bürgerbus am 03.08.2021 abgemeldet wurde und zeitnah verkauft wird. 

Darüberhinaus erkundigt sich ein Gremiumsmitglied, ob der Schulweg von 
Schachen nach Baindt evtl. besser beleuchtet werden könnte. Eine solche 
Maßnahme würde sehr viel Geld kosten. Die Verwaltung könnte es sich eher 

vorstellen, dass betroffene Eltern aus Schachen sogenannte „Lauftaxis“ 
einrichten.  
 

 
 
 

b) Baumaßnahme Baindter Hof 
 
Es wurde die Frage gestellt, ob die Doppelparker auf dem Gelände des Baindter 

Hofes hergestellt wurden. Bauamtsleiterin Jeske teilt mit, dass die 
Baumaßnahme noch nicht abgeschlossen ist. Sie geht davon aus, dass die 
Doppelparker noch hergestellt werden.  

 
 
 

 
c) Flutlichtanlage Sportplatz 

 

Ein Gemeinderatsmitglied erkundigt sich, ob bzw. wann der defekte Flutlichmast 
ersetzt wird. Ortsbaumeister Roth  wird sich nach seinem Urlaub bei Gemeinderat 
Lins melden und entsprechende Infos geben.  

 
 
 
 
 
 
 
 


